Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 


Drucksache 8/4196 


13. 06. 80 


Antrag 

der Abgeordneten Jäger (Wangen), Graf Huyn, Dr. Abelein, Dr. Kunz (Weiden), 
Dr. Becher (Pullach), Dr. Czaja, Schmöle und der Fraktion der CDU/CSU 


Menschenrechtsorganisationen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, dafür zu sorgen, 
daß die Versuche eingestellt werden, von amtlicher Seite 
sowohl auf Menschenrechtsorganisationen oder auf Hilfe- 
suchende aus der DDR oder ihre Angehörigen in der Bundes- 
republik Deutschland Druck zur Unterlassung öffentlicher 
Hilferufe oder Appelle auszuüben, mit denen auf die Frei- 
lassung von Häftlingen oder auf die Genehmigung von Aus- 
reise-, übersiedlungs- oder Familienzusammenführungs-An- 
trägen hingewirkt wird. 

2. Der Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen wird auf- 
gefordert, endlich eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
allen freiheitlichen Organisationen zu pflegen, die sich der 
Hilfe für die in ihren Menschenrechten verletzten Deutschen 
verschrieben haben, und auf diese Weise eine sich gegen- 
seitig ergänzende Vielfalt von Maßnahmen sowohl des 
öffentlichen Eintretens für die gequälten Menschen im kom- 
munistischen Machtbereich wie auch vertraulicher Gespräche 
mit Regierungen und Behörden zur Erzielung von Verein- 
barungen herbeizuführen. 

3. Der Deutsche Bundestag spricht den Organisationen in der 
Bundesrepublik Deutschland und in der übrigen freien Welt, 
die sich für Rechte und Freiheiten der Deutschen einsetzen, 
für ihr aufopferndes und erfolgreiches Wirken zum Wohl 
der in ihren Menschenrechten verletzten Mitbürger seinen 
Dank aus und fordert sie auf, ihre Arbeit fortzusetzen. 


Bonn, den 13. Juni 1980 


Unterschriften umseitig 


Druck: Then6e Druck KG, 5300 Bonn, Tel. 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 5300 Bonn 2, Postfach 20 08 21 

Bonn-Bad Godesberg, Herderstr. 56, Tel. (0228) 36 35 51 
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Jäger (Wangen) 

Graf Huyn 

Dr. Abelein 

Dr. Kunz (Weiden) 

Dr. Becher (Pullach) 

Dr. Czaja 
Schmöle 

Dr. Kohl r Dr. Zimmermann und Fraktion 


Begründung 

Zu den Grund- und Menschenrechten aller Deutschen gehört es r 
sich einzeln oder zusammen mit anderen um die Menschenrechte 
anderer Mitbürger zu kümmern und für sie einzutreten, wo sie 
verletzt werden. Dies gilt insbesondere im Verhältnis zur DDR, 
die bekanntlich die Menschenrechte der unter ihrer Gewalt- 
lebenden Deutschen gröblich mißachtet. Alle in der Bundesrepu- 
blik Deutschland lebenden Deutschen haben daher Anspruch 
darauf, unbeeinträchtigt von der Staatsgewalt der Bundesrepu- 
blik Deutschland einzeln oder in den Organisationen, in denen 
sie sich zusammengeschlossen haben, den Deutschen im übrigen 
Deutschland Hilfe zu leisten. 

Auch die Bundesregierung hat für die Deutschen im kommu- 
nistischen Machtbereich, insbesondere in der DDR, eine beson- 
dere Schutzpflicht, die es ihr auferlegt, für die Menschenrechte 
dieser Deutschen einzutreten. Daß die Bundesregierung dies in 
erster Linie im Wege von Gesprächen und Verhandlungen tut, 
ergibt sich aus den vertraglichen und sonstigen Abmachungen 
mit der DDR - hinzuweisen ist vor allem hier auf die beiden 
internationalen Menschenrechtspakte der Vereinten Nationen 
über bürgerliche und politische Rechte sowie auf die KSZE- 
Schlußakte von Helsinki ist selbstverständlich und findet auch 
die Unterstützung der CDU/CSU. Keine Billigung kann dagegen 
die Leisetreterei der Bundesregierung in Menschenrechtssachen 
finden, die sie davon abhält, in Fällen besonders grausamer und 
brutaler Behandlung von Deutschen durch die DDR-Regierung 
laut und deutlich vor aller Öffentlichkeit die Einstellung der 
Menschenrechtsverletzungen zu fordern. 

Scharf abzulehnen ist die Praxis der Bundesregierung, vor 
allem des Bundesministeriums für innerdeutsche Beziehungen, 
die in letzter Zeit erheblich verstärkt worden ist, Redaktionen 
von Fernsehanstalten und Zeitungen sowie Menschenrechts- 
organisationen, ja sogar die Angehörigen einzelner Opfer des 
kommunistischen Gewaltregimes in der DDR aufzufordern, von 
öffentlichen Protesten gegen Gewaltmaßnahmen abzusehen. 

Es kann nicht hingenommen werden, daß sich ein Bundesmini- 
% ster auf diese Weise zum Vormund unterdrückter Menschen 
macht, die oft in ihrer Verzweiflung aus den Gefängnissen her- 
aus um lauten öffentlichen Protest gegen ihre entwürdigende 
Behandlung bitten. 
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In Korb 1, Abs. 3 der KSZE-Schlußakte hat auch die Regierung 
der DDR anerkannt, daß neben den Regierungen auch „Institu- 
tionen, Organisationen und Personen eine relevante und posi- 
tive Rolle zukommt, zur Erreichung dieser Ziele ihre Zusammen- 
arbeit (hierzu gehören vor allem auch die Menschenrechte!) bei- 
zutragen. " Es sollte wohl selbstverständlich sein, daß wenig- 
stens die Bundesregierung - wenn dies schon die DDR-Regie- 
rung nicht tut - diese Verpflichtung der KSZE-Schlußakte ein- 
hält und solchen Organisationen und Persönlichkeiten, zu denen 
sicherlich auch die Organisationen der Publizistik, also Redak- 
tionen von Funk, Fernsehen und Presse, zu rechnen sind, Hilfe 
und Zusammenarbeit anbietet, anstatt sie zu behindern oder 
gar unter Druck zu setzen, um sie an der Erfüllung ihrer Auf- 
gaben zu hindern. 

Da die Bundesregierung bisher nicht hat erkennen lassen, daß 
sie die aufgezählten Übelstände zu beseitigen willens ist, bedarf 
es eines Eingreifens des Deutschen Bundestages in Erfüllung 
seiner Kontrollpflicht gegenüber der Regierung. 
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